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Sehr geehrter Herr Semsrott, 

mit Widerspruch vom 28. September 2020 haben Sie sich gegen den 
Bescheid des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI) vom 21. September 2020 gewandt. 

Ursprünglich beantragten Sie mit E-Mail vom 8. Mai 2020 Zugang zu 
folgenden Informationen: 

„ Sämtliche E-Mails, die das BMVI dem MdB Andreas Scheuer 
in Bezug auf den Untersuchungssausschuss zur PKW-Maut ge-
schickt hat (vgl. https://www.tagesspiegel.de/politik/erst-
geloeschte-handydaten-jetzt-eine-email-affaere-ministerium-
schreibt-scheuer-wie-aufklaerung-erschwert-werden-
kann/25810234.html)." 

Mit Bescheid vom 21. September 2020, Ihnen zugegangen am 
24.09.2020, wirrde Ihnen mitgeteilt, dass dem Antrag nicht entspro-
chen werden kann. 

Begründet wurde die Ablehnung erstens damit, dass ein Anspruch 
gemäß § 1 Absatz 1  Satz 1  IFG nicht bestehe, weil ihm der Versa-
gungsgrund nach § 3  Nummer 1 Buchstabe g) IFG entgegenstehe. 
Die E-Mails seien Beweismittel des laufenden Untersuchungsaus-
schuss-Verfahrens des 2. Untersuchungsausschusses der 19. Legisla-
turperiode (2. UA) und wurden diesem in Erfüllung entsprechender 
Beweisbeschlüsse übersandt. Es seien nachteilige Auswirkungen auf 
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dieses laufende Untersuchungsausschuss-Verfahren zu erwarten, da 
das Bekanntwerden dieser E-Mails den Untersuchungszweck beein­
trächtige. 

Ein Anspruch nach § 3 Absatz 1 UIG sei ebenso nicht gegeben, 
weil es sich bei den E-Mails nicht wn Umweltinformationen im 
Sinne von § 2 Absatz 3 .UIG handele. Auch handele es sich bei 
diesen nicht wn Verbraucherinformationen im Sinne von§ 1 VIG, 
weshalb auch kein Anspruch nach§ 2 Absatz 1 VIG bestehe. 

Gegen die Ablehnung Ihres Antrags haben Sie mit Schreiben vom 28. 
September 2020, hier eingegangen am 30. September 2020, Wider­
spruch erhoben. 

Zur Begründung Ihres Widerspruchs führen Sie aus, dass es nicht um 
Unterlagen des UA gehe, sondern um sämtliche E-Mails, die das 
BMVI an das Mitglied des Bundestags Andreas Scheuer in Bezug auf 
den UA geschickt habe. Da MdB Andreas Scheuer nicht Mitglied des 
Untersuchungsausschusses sei, können in den E-Mails keine Informa­
tionen enthalten seien, die den Erfolg des U A gefährden. 
Ferner meinen Sie, dass zumindest Teile der Informationen als Um­
weltinformationen i.S.d. UIG zu werten seien, da der Untersuchungs­
ausschuss Umweltinformationen thematisiere. 

1. Es ergeht folgender 

Widerspruchsbescheid 

1. Der Widerspruch vom 28. September 2020, hier eingegangen 
am 30. September 2020, gegen den Bescheid des Bundesminis­
teriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 21. Sep­
tember 2020 (Az.: SelFG/286.2/1-510 'IFG), wird zurückge­
wiesen. 

2. Die Kosten des Widerspruchsverfahrens trägt der Wider­
spruchsführer. 

II. Begründung: 

Ihr zulässiger Widerspruch ist unbegründet. Der mit dem Widerspruch 
angefochtene Bescheid des BMVI vom 21. September 2020 ist recht­
mäßig und verletzt Sie nicht in Ihren Rechten. Eine erneute Überprü­
fung der Sach- und Rechtslage rechtfertigt auch unter Berücksichti­
gung Ihrer Widerspruchsbegründung keine abweichende Entschei­
dung. 
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1. Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

Es besteht kein Informationsanspruch gemäß§ 1 Absatz 1 Satz 1 IFG, 
da diesem der Versagungsgrund nach § 3 Nummer 1 Buchstabe g) 
IFG entgegensteht. 

An der Ausgangslage, dass sich eine Bekanntgabe der von Ihnen be­
gehrten Informationen nachteilig auf das laufende Untersuchungsaus­
schuss-Verfahren des 2. UA auswirkt, wie im Bescheid vom 21. Sep­
tember 2020 ausgeführt, hat sich insofern nichts geändert. Die Gründe 
aus dem Ausgangsbescheid gelten weiterhin. 

Untersuchungsausschuss-Verfahren nach Art. 44 GG unterfallen den 
in der dritten Fallgruppe des § 3 Nummer 1 Buchstabe g) IFG ge­
nannten strafrechtlichen, ordnungswidrigkeitsrechtlichen und dis­
ziplinarischer Ermittlungen. Untersuchungsausschuss-Verfahren 
weisen aufgrund ihrer gesetzlichen Ausgestaltung Ähnlichkeiten zu 
strafrechtlichen Ermittlungen auf. Für die Beweiserhebungen der Aus­
schüsse und der von ihnen ersuchten Behörden gelten nach der Ver­
weisungsnorm des Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG die Vorschriften der 
Strafprozessordnung sinngemäß. In der Sache obliegt dem Ausschuss 
ähnlich einem Strafgericht ein Auftrag zur retrospektiven sachlichen 
wie wahrheitsgemäßen Aufklärung eines Sachverhalts mit Mitteln des 
Strafprozesses (Gärditz NVwZ 2015, 1161 (1164)). 

In Ausübung eben jener strafprozessualen Befugnisse ergingen Be­
weisbeschlüsse des 2. UA, aufgrund derer die von Ihnen begehrten E­
Mails mit der Übermittlung an den 2. UA zu Beweismitteln in jenem 
laufenden Untersuchungsausschuss-V erfahren wurden. Insofern ver­
fängt ihr Einwand, es handele sich nicht um Unterlagen des Untersu­
chungsausschusses, nicht. 

Ein Bekanntwerden dieser E-Mails wirkt sich nachteilig auf das lau­
fende Untersuchungsausschuss-Verfahren des 2. UA aus, da eine neut­
rale Sachverhaltsaufklärung erschwert würde. 

Gemäß § 17 Untersuchungsausschussgesetz (PUAG) kommt ein Un­
tersuchungsausschuss auf der Grundlage seiner eigenen Beweiserhe­
bung zu Schlussfolgerungen. Insoweit unterliegen die E-Mails einer 
Bewertung durch den 2. VA und dessen Mitgliedern. Eine Veröffent­
lichung von Informationen in einem laufenden Ermittlungsverfahren 
hat regelmäßig Auswirkungen auf das Verfahren und die dortige In­
formationsverarbeitung, zumal weil öffentlich gewordene Informatio­
nen und die Reaktion der Öffentlichkeit die Wahrnehmung der Ermit­
telnden beeinflussen können (Gärditz, NVwZ 2015, 1161 (1166)). Zertifikat seit 2009 
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Wie bereits im Ausgangsbescheid ausgeführt, stellen die E-Mails nur 
eine kleine Teilmenge der gesamten Beweismat~rialien dar. Aufgrund 
dessen birgt die isolierte und vom Gesamtzusammenhang losgelöste 
Herausgabe der E-Mails, die Gefahr einer verzerrten Wahrnehmung 
der (Medien- )Öffentlichkeit sowie der ermittelnden Abgeordneten. 
Anders als Sie meinen, ist es insoweit unbeachtlich, dass MdB Andre-
as Scheuer nicht Mitglied des 2. UA ist. 

2 .. Umweltinformationsgesetz (UIG) und Verbraucherinformationsge-
setz (VIG) 

Informationsansprüche nach dem UIG und dem VIG bestehen nicht, 
da weder Umweltinformationen noch Verbraucherinformationen vor-
lieg~n. Die Gründe aus dem Ausgangsbescheid gelten weiterhin. 

III. Kosten 

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf§ 73 Abs. 3 S. 3 Verwal-
tungsgerichtordnung (VwGO) in Verbindung mit §  80 Abs. 1  S. 3 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). Die Gebühren für das Wider-
spruchsverfahren werden auf der Grundlage der Informationsgebüh-
renverordnung (IFGGeb V) mit gesondertem Bescheid erhoben. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

████
████ ▋█
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen den Bescheid des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vom 21.09.2020 in Gestalt dieses Widerspruchsbeschei-
des kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Wider-
spruchsbescheides Klage bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kfrch-
straße 7, 10557 Berlin erhoben werden. 
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